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In	 seinem	 Urteil	 4A_128/2025	 vom	 20.	 November	 2025	 hielt	 das	 Bundesgericht	 fest,	 dass	 ein
Grundstück,	dessen	Gebrauchstauglichkeit	infolge	eines	defekten	Regenwasserableitungssystems
beeinträchtigt	 war,	 einen	 Sachmangel	 im	 Sinne	 des	 Gewährleistungsrechts	 aufwies.	 Dies	 gelte
laut	Bundesgericht	unabhängig	davon,	ob	die	Sanierungszuständigkeit	beim	Gemeinwesen	 liegt.
Ferner	 bejahte	 das	 Bundesgericht	 eine	 arglistige	 Täuschung	 durch	 die	 Verkäuferin,	 die	 den
erheblich	 beschädigten	 Zustand	 der	 streitgegenständlichen	 Rohrleitung	 gegenüber	 den
Käuferinnen	 verschwiegen	 hatte,	 und	 erklärte	 die	 im	 Kaufvertrag	 enthaltene
Freizeichnungsklausel	gestützt	auf	Art.	199	OR	für	ungültig.

Sachverhalt

[1]	 Mit	 öffentlicher	 Urkunde	 vom	 17.	 Juli	 2015	 verkaufte	 A	 (Verkäuferin,	 Beklagte	 und
Beschwerdeführerin,	nachfolgend:	Verkäuferin)	der	B	SA	und	C	SA	(Käuferinnen,	Klägerinnen	und
Beschwerdegegnerinnen,	 nachfolgend:	 Käuferinnen)	 zu	 je	 hälftigem	 Miteigentum	 die	 Parzellen
Nr.	 xxx	 und	 Nr.	 yyy	 auf	 dem	 Gebiet	 einer	 Walliser	 Gemeinde	 (nachfolgend:	 Gemeinde).	 Der
Kaufpreis	betrug	CHF	1’700’000,	wovon	CHF	1’500’000	auf	die	Parzelle	Nr.	xxx	entfielen,	auf	der
sich	ein	grosses	Gebäude	befand	(nachfolgend:	Chalet	D)	(Sachverhalt	Teil	A.a).

[2]	 Gemäss	 Kaufvertrag	 wurden	 die	 Grundstücke	 in	 ihrem	 aktuellen	 Zustand,	 unter	 Einschluss
aller	 Bestandteile	 und	 allen	 Zugehörs,	 verkauft.	 Jegliche	 Rechts-	 und
Sachmängelgewährleistungsansprüche	 (einschliesslich	 für	 versteckte	 Mängel)	 der	 Käuferinnen
wurden	 –	 vorbehaltlich	 arglistig	 verschwiegener	 Mängel	 –	 wegbedungen.	 Die	 Käuferinnen
erklärten,	 sie	 seien	 auf	 die	 Folgen	 dieses	 Gewährleistungsausschlusses	 und	 auf	 den
altersbedingten	Zustand	des	Gebäudes	(Vétusté)	hingewiesen	worden	(Sachverhalt	Teil	A.a).

[3]	 Die	 Parteien	 vereinbarten	 zudem,	 dass	 die	 Käuferinnen	 weder	 die	 Unterhalts-	 und
Instandsetzungskosten	 der	 tragenden	 Teile	 der	 Abdichtung	 des	 die	 Parzellen	 erschliessenden
Tunnels	noch	die	aus	Schäden	im	Zusammenhang	mit	dieser	Abdichtung	entstehenden	Kosten	zu
tragen	hätten.	Einzig	die	Kosten	im	Zusammenhang	mit	dieser	Abdichtung	nach	Ausführung	der
Instandsetzungsarbeiten	 seien	 anteilsmässig	 durch	 die	 Käuferinnen	 zu	 tragen.	 Der	 Besitzantritt
erfolgte	 mit	 Eintragung	 des	 Kaufvertrags	 im	 Grundbuch.	 Auf	 der	 Parzelle	 Nr.	 xxx	 war	 keine
Dienstbarkeit	 eingetragen,	die	mit	dem	Durchgang	eines	öffentlichen	Wildbachs	 zusammenhing
(Sachverhalt	Teil	A.a).

[4]	 Im	 Frühling	 2017	 renovierten	 die	 Käuferinnen	 das	 Chalet	 D	 und	 stellten	 dabei
Feuchtigkeitsprobleme	fest	(Sachverhalt	Teil	A.b).	Mit	Einschreiben	vom	26.	Juni	2017	teilten	die
Käuferinnen	 der	 Verkäuferin	 mit,	 dass	 sie	 einen	 schweren	 Mangel	 des	 Kaufobjekts	 entdeckt
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hätten,	 nämlich	 gravierende	 Feuchtigkeitsprobleme,	 die	möglicherweise	 auf	 das	 Vorhandensein
von	 unter	 dem	Chalet	 D	 verlaufender	Wasserwege,	 über	 die	 sie	 nicht	 informiert	worden	 seien,
zurückzuführen	 seien.	 Am	 30.	 Juni	 2017	 sandte	 die	 Verkäuferin	 den	 Käuferinnen	 eine	 von	 ihr
unterzeichnete	 Verjährungsverzichtserklärung	 zurück,	 was	 sie	 jedes	 Jahr	 bis	 Dezember	 2019
wiederholte	(Sachverhalt	Teil	A.f).

[5]	Am	24.	Oktober	2017	reichten	die	Käuferinnen	ein	Gesuch	um	vorsorgliche	Beweisführung	ein,
um	ein	Gutachten	zu	erwirken,	mit	dem	die	angeblichen	Feuchtigkeitsprobleme	bestätigt,	deren
Ursachen	ermittelt,	der	daraus	resultierende	Schaden	bewertet,	die	zur	Behebung	erforderlichen
Massnahmen	ermittelt	und	die	damit	verbundenen	Kosten	geschätzt	werden	sollten	(Sachverhalt
Teil	A.g).

[6]	 Daraufhin	 wurde	 das	 Ingenieurbüro	 F	 SA	 (nachfolgend:	 Experte)	 mit	 der	 Erstellung	 eines
Gutachtens	 beauftragt.	 In	 seinem	 Bericht	 vom	 18.	 Dezember	 2018	 stellte	 der	 Experte	 im
Wesentlichen	 einen	 kapillaren	 Wasseraufstieg	 in	 den	 Tragmauern	 fest,	 der	 auf	 eine	 fehlende
Abdichtung	 zurückzuführen	 sei	 und	 nach	 seiner	 Einschätzung	 die	 Schäden	 am	 Verputz
(Blasenbildung,	Ablösungen,	Aufquellungen)	sowie	an	den	Sockelleisten	(Ablösungen)	verursacht
habe.	 Der	 Experte	 schloss	 einen	 Zusammenhang	 zwischen	 dem	 Durchgang	 des	Wildbachs	 zzz
(nachfolgend:	Wildbach)	unter	dem	Chalet	D	und	dem	kapillaren	Wasseraufstieg	vollständig	aus.
Er	 hielt	 weiter	 fest,	 dass	 der	 schlechte	 Zustand	 der	 Rohrleitung	 (canalisation),	 durch	 die	 der
Wildbach	 das	 Chalet	 D	 im	 Untergeschoss	 durchquerte	 (infolge	 eines	 im	 Jahr	 2014	 entdeckten
grossen	Bruchs	im	Zementrohr,	der	sich	mangels	Reparatur	zunehmend	verschlimmerte),	keinen
Einfluss	 auf	 die	 Feuchtigkeitsprobleme	 habe.	 Er	 präzisierte	 jedoch,	 dass	 es	 seit	 Einführung	 der
Gewässerschutzverordnung	 nicht	 mehr	 zulässig	 sei,	 den	 Wildbach	 unter	 dem	 Chalet	 D
hindurchzuführen,	 und	 empfahl,	 den	Wildbach	 um	das	Chalet	D	 zu	 leiten,	 damit	 dieser	 –	wenn
möglich	 –	 offen	 fliessen	 könne.	 Im	 Übrigen	 stellte	 er	 fest,	 dass	 zwei	 Regenwasserleitungen
(tuyaux	 d’eaux	 claires)	 des	 Chalets	 D	 an	 die	 Rohrleitung	 angeschlossen	 waren,	 durch	 die	 der
Wildbach	 floss.	 Die	 Feststellungen	 des	 Experten	 zum	 Zustand	 der	 unter	 dem	 Gebäude
verlaufenden	Rohrleitung	stützen	sich	auf	Berichte	der	E	SA	(Sachverhalt	Teile	A.b	und	A.g).

[7]	 Bereits	 im	 Juli	 2012	 hatte	 die	 Verkäuferin	 die	 E	 SA	 mit	 der	 Inspektion	 der
streitgegenständlichen	 Regenwassersammelleitung	 (collecteur	 d’évacuation	 des	 eaux	 claires)
beauftragt.	 Die	 E	 SA	 stellte	 dabei	 fest,	 dass	 sich	 die	 Rohrleitung	 in	 sehr	 schlechtem	 Zustand
befand	(Längs-	und/oder	Seitenverschiebungen	der	Rohrverbindungen,	Wassereintritte	an	Fugen,
nicht	 konforme	 Anschlüsse	 von	 Nebenleitungen,	 Rohrbrüche	 mit	 Wasserausstritt)	 und	 empfahl
kurzfristige	 Sanierungsarbeiten.	 Empfohlen	 wurde	 der	 Ersatz	 der	 Regenwassersammelleitung.
Diese	 Feststellungen	 bestätigte	 die	 E	 SA	 am	 26.	 November	 2014,	 als	 sie	 erneut	 von	 der
Verkäuferin	 beauftragt	 wurde.	 Dasselbe	 tat	 sie	 am	 30.	 Oktober	 2018,	 als	 sie	 im	 Auftrag	 des
Experten	 die	 Regenwassersammelleitung	 erneut	 inspizierte	 und	 dabei	 einige	 zusätzliche	 Risse
sowie	eine	leichte	Verschlimmerung	gewisser	bereits	festgestellter	Mängel	feststellte	(Sachverhalt
Teil	A.c).

[8]	 In	 seinem	 Ergänzungsbericht	 vom	 26.	 September	 2019	 bestätigte	 der	 Experte,	 dass	 kein
Kausalzusammenhang	 zwischen	 dem	 schlechten	 Zustand	 der	 Rohrleitung	 und	 dem
Wasseraufstieg	in	den	Tragmauern	bestehe	und	entwarf	einen	Sanierungsplan	zur	Instandsetzung
der	 Regenwasseranlage	 des	 Chalets	 D.	 Er	 entschied	 sich	 für	 eine	 Sanierung	 in	 drei	 Schritten,
nämlich	die	Umleitung	des	Wildbachs	weg	vom	Gebäudebereich,	die	Auskleidung	der	Rohrleitung
unter	dem	Chalet	zwecks	Anschlusses	der	Regenwasserabläufe	des	Chalets	D	und	die	Reparatur
des	Schachts	oberhalb	der	Garagen.	Der	Experte	hielt	fest,	dass	die	Umleitung	des	Wildbachs	weg
vom	 Chalet	 D	 in	 die	 Zuständigkeit	 der	 Gemeinde	 falle,	 und	 bezifferte	 die	 beiden	 anderen
Massnahmen	auf	CHF	46’667.55	bzw.	rund	CHF	330,	sodass	sich	die	Gesamtkosten	der	Sanierung
auf	 CHF	 50’000	 (gerundet)	 beliefen.	 Die	 Gemeinde	 teilte	 im	 November	 2018	mit,	 dass	 ihr	 der
Unterhalt	der	Wildbäche	obliege	und	sie	daher	für	den	Unterhalt	des	Kanals	unter	dem	Gebäude
zuständig	 sei.	 Geplante	 Sanierungsarbeiten	 der	 Gemeinde	 im	 Jahr	 2023	 wurden	 nicht
durchgeführt	(Sachverhalt	Teile	A.d	und	A.e).

[9]	 Die	 Käuferinnen	 reichten	 am	 17.	 Juli	 2020	 beim	 Bezirksgericht	 Monthey	 Klage	 ein	 und
beantragten	im	Wesentlichen,	die	Verkäuferin	sei	zur	Zahlung	von	CHF	50’000	zuzüglich	Zinsen,
entsprechend	 den	 Kosten	 der	 Instandsetzungsarbeiten	 der	 Regenwasseranlage	 des	 Chalets	 D,
und	 der	 Kosten	 der	 vorsorglichen	 Beweisführung	 (inkl.	 Anwaltskosten)	 zu	 verurteilen.	Mit	 Urteil
vom	 28.	 März	 2023	 verurteilte	 die	 Erstinstanz	 die	 Verkäuferin,	 den	 Käuferinnen	 solidarisch
CHF	 50’000	 zuzüglich	 Zinsen	 und	 die	 Kosten	 der	 vorsorglichen	 Beweisführung
(inkl.	Anwaltskosten)	zuzüglich	Zinsen	zu	bezahlen	(Sachverhalt	Teil	B.a).



[10]	 Mit	 Urteil	 vom	 10.	 Februar	 2025	 wies	 das	 Kantonsgericht	 Wallis	 die	 von	 der	 Verkäuferin
erhobene	Berufung	ab	(Sachverhalt	Teil	B.b).

[11]	 Mit	 Beschwerde	 in	 Zivilsachen	 beantragte	 die	 Verkäuferin	 dem	 Bundesgericht	 im
Wesentlichen	 die	 Abweisung	 der	 Klage	 und	 die	 Verpflichtung	 der	 Käuferinnen	 zur	 Zahlung	 der
Kosten	 der	 vorsorglichen	 Beweisführung	 (inkl.	 Anwaltskosten)	 (Sachverhalt	 Teil	 C).	 Das
Bundesgericht	wies	die	Beschwerde	ab	(E.	6).

Erwägungen

[12]	 Das	 Bundesgericht	 hielt	 fest,	 zwischen	 den	 Käuferinnen	 und	 der	 Verkäuferin	 sei	 ein
Grundstückkaufvertrag	im	Sinne	von	Art.	216	ff.	OR	zustande	gekommen.	Die	Käuferinnen	hätten
gegen	die	Verkäuferin	eine	Minderungsklage	nach	Art.	205	Abs.	1	OR	in	Verbindung	mit	Art.	221
OR	 erhoben.	 Die	 Vorinstanz	 habe	 die	 Gutheissung	 der	 Minderungsklage	 mit	 drei	 Argumenten
begründet	(E.	3).

[13]	 Erstens	 habe	 die	 Vorinstanz	 angenommen,	 das	 Chalet	 D	 sei	 im	 Zeitpunkt	 des	 Verkaufs
mangelhaft	 im	 Sinne	 von	 Art.	 197	 Abs.	 1	 OR	 gewesen.	 Die	 Rohrleitung,	 die	 als
Regenwassersammelleitung	 des	 Chalets	 D	 diene,	 sei	 dringend	 sanierungsbedürftig	 gewesen.
Trotz	des	hohen	Alters	des	Chalets	D	hätten	die	Käuferinnen	legitimerweise	erwarten	dürfen,	dass
die	 Regenwassersammelleitung	 –	 die	 essenziell	 für	 die	 Nutzbarkeit	 des	 Chalets	 D	 sei	 –
ordnungsgemäss	funktioniere	(E.	3).

[14]	 Zweitens	 habe	 die	 Vorinstanz	 das	 Vorbringen	 der	 Verkäuferin	 verworfen,	 wonach	 das
Vorliegen	 des	Mangels	 für	 die	 Käuferinnen	 erkennbar	 gewesen	 sei.	 Die	 Käuferinnen	 hätten	 bei
Vertragsabschluss	weder	gewusst,	dass	unter	dem	Gebäude	ein	Wildbach	verlaufe,	noch	dass	die
Rohrleitung	auch	der	Ableitung	von	Regenwasser	des	Chalets	D	diene,	noch	dass	diese	 in	 sehr
schlechtem	Zustand	war.	Diese	Unkenntnis	sei	gerechtfertigt	gewesen.	Zwar	hätten	sich	rund	um
das	 Chalet	 D	 Kontrollschächte	 befunden,	 doch	 sei	 dies	 nicht	 derart	 ungewöhnlich,	 dass	 daraus
zwingend	 auf	 das	 Vorhandensein	 eines	 unter	 dem	 Gebäude	 verlaufenden	 Wildbachs	 und	 der
Doppelfunktion	 der	 Rohrleitung,	 durch	 die	 dieser	 Wildbach	 fliesse,	 als	 Ableitung	 für	 das
Regenwasser	des	Chalets	D,	hätte	geschlossen	werden	müssen.	Selbst	wenn	die	Käuferinnen	das
Vorhandensein	 des	 Wildbachs	 hätten	 erkennen	 müssen,	 gelte	 dies	 nicht	 für	 den	 Zustand	 der
Rohrleitung,	da	diese	unterirdisch	verlaufe	und	ihr	schlechter	Zustand	nur	durch	eine	aufwändige
Untersuchung	 habe	 festgestellt	 werden	 können.	 Auch	 das	 Alter	 des	 Chalets	 D	 begründe	 kein
Wissenmüssen	der	Mangelhaftigkeit	der	Regenwassersammelleitung	(E.	3).

[15]	 Drittens	 habe	 die	 Vorinstanz	 erkannt,	 die	 Verkäuferin	 habe	 den	 Mangel	 arglistig
verschwiegen,	weshalb	die	im	Kaufvertrag	enthaltene	Freizeichnungsklausel	gemäss	Art.	199	OR
ungültig	 sei.	Die	Verkäuferin	habe	den	 schlechten	Zustand	der	Rohrleitung	gekannt.	Nach	Treu
und	 Glauben	 sei	 sie	 verpflichtet	 gewesen,	 ihre	 Vertragspartnerinnen	 darüber	 zu	 informieren,
zumal	 sie	 nicht	 davon	 habe	 ausgehen	 dürfen,	 dass	 diese	 den	 Mangel	 ohne	 Weiteres	 selbst
entdecken	würden.	Zudem	habe	die	Verkäuferin	erkennen	müssen,	dass	diese	Information	für	die
Käuferinnen	 erheblich	 gewesen	 sei,	 da	 das	 Vorliegen	 eines	 solchen	 Mangels	 nach	 dem
gewöhnlichen	Lauf	der	Dinge	einen	potenziellen	Käufer	zu	weiteren	Abklärungen	oder	zumindest
zu	 einer	 Neuverhandlung	 der	 Vertragsbedingungen	 veranlasst	 hätte.	 Dies	 habe	 sie	 umso	mehr
erkennen	müssen,	 als	 die	 Käuferinnen,	 nachdem	 sie	 vom	 schlechten	 Zustand	 des	 den	 Zugang
zum	Chalet	D	ermöglichenden	Tunnels	erfahren	hatten,	darauf	bestanden	hätten,	dass	dieser	auf
Kosten	der	Verkäuferin	instandgesetzt	werde	(vgl.	Rz.	2)	(E.	3).

[16]	 Die	 Verkäuferin	 mache	 vor	 Bundesgericht	 eine	 Verletzung	 von	 Art.	 197	 OR	 geltend.	 Die
Vorinstanz	 sei	 –	 so	 die	 Verkäuferin	 –	 unzutreffenderweise	 von	 einer	 Mangelhaftigkeit	 der
Liegenschaft	 im	 Zeitpunkt	 des	 Gefahrübergangs	 ausgegangen.	 Die	 Verkäuferin	 begründe	 dies
damit,	 dass	 die	 Gemeinde	 verpflichtet	 gewesen	 sei,	 die	 streitgegenständliche	 Rohrleitung	 zu
unterhalten.	 Mit	 dem	 Erwerb	 des	 Chalets	 D	 hätten	 die	 Käuferinnen	 einen	 Anspruch	 gegen	 die
Gemeinde	auf	 Instandsetzung	der	Rohrleitung	erworben,	der	weiterhin	bestehe.	Selbst	wenn	die
Gemeinde	 ihrer	 Verpflichtung	 nicht	 nachgekommen	 oder	 diese	 nach	 dem	 Gefahrübergang
entfallen	 sei,	 liege	kein	Mangel	 vor.	Das	Bundesgericht	hielt	 dem	entgegen,	dass	die	durch	die
Verkäuferin	 behauptete	 Unterhaltspflicht	 der	 Gemeinde	 unklar	 sei.	 Selbst	 wenn	 die	 Gemeinde
eine	solche	Pflicht	 treffen	würde,	ändere	dies	nichts	an	der	Mangelhaftigkeit	des	Chalets	D.	Die
Verkäuferin	behaupte	nicht,	 dass	die	mangelhafte	Regenwassersammelleitung	 im	Eigentum	der
Gemeinde	stehe.	Unbestritten	sei	weiter,	dass	sich	die	Rohrleitung	 im	Zeitpunkt	des	Erwerbs	 in
sehr	schlechtem	Zustand	befunden	habe.	Ob	der	Eigentümer	der	Parzelle	Nr.	xxx	die	Gemeinde
allenfalls	 zur	Sanierung	verpflichten	könnte,	ändere	nichts	an	diesem	Zustand.	Dieser	allein	 sei
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massgeblich	für	die	Beurteilung	der	Mangelhaftigkeit	des	Kaufgegenstandes.	Eine	Verletzung	von
Art.	197	OR	liege	daher	nicht	vor	(E.	4).

[17]	Ferner	rüge	die	Verkäuferin	eine	Verletzung	von	Art.	199	OR.	Sie	habe	den	Käuferinnen	den
Mangel	 nicht	 bewusst	 oder	 absichtlich	 verschwiegen,	 da	 sie	 davon	 ausgegangen	 sei,	 dass	 die
Gemeinde	 für	 die	 Reparatur	 der	 Rohrleitung	 zuständig	 sei.	 Aus	 diesem	 Umstand	 leite	 die
Verkäuferin	 ab,	 dass	 die	 Voraussetzungen	 von	 Art.	 199	 OR	 nicht	 erfüllt	 seien	 und	 die
Freizeichnungsklausel	 daher	 gültig	 sei.	 Das	 Bundesgericht	 verwarf	 diese	 Argumentation.	 Die
Rohrleitung	habe	einen	erheblichen	Bruch	aufgewiesen,	der	bereits	2014	entdeckt	worden	sei.	Die
Verkäuferin	 sei	 verpflichtet	 gewesen,	 die	 Käuferinnen	 über	 diesen	 Umstand	 zu	 informieren,
gegebenenfalls	mit	dem	Hinweis,	dass	die	Gemeinde	möglicherweise	für	die	Reparatur	zuständig
sei	(E.	5).

Kurzkommentar

[18]	 Im	 vorliegenden	 Urteil	 hatte	 das	 Bundesgericht	 zwei	 wesentliche	 Aspekte	 des
Sachmängelgewährleistungsrechts	 zu	 beurteilen:	 den	 Mangelbegriff	 nach	 Art.	 197	 Abs.	 1	 OR
(vgl.	 Rz.	 19–22)	 und	 die	 Voraussetzungen	 der	 arglistigen	 Täuschung	 als	 Grenze	 einer
vertraglichen	Freizeichnungsklausel	gemäss	Art.	199	OR	(vgl.	Rz.	23–25).[1]

[19]	 Das	 Bundesgericht	 qualifizierte	 den	 gebrauchsuntauglichen	 Zustand	 der	 sich	 unter	 dem
Chalet	 D	 befindlichen	 Rohrleitung	 als	 Sachmangel	 im	 Sinne	 von	 Art.	 197	 Abs.	 1	 OR.	 Die
Rohrleitung	 erfüllte	 eine	 Doppelfunktion:	 Sie	 bildete	 einerseits	 das	 Medium,	 durch	 das	 der
Wildbach	 das	 Chalet	 D	 unterquerte,	 und	 war	 andererseits	 der	 Anschlusspunkt	 für	 die
Regenwasserleitungen	 des	Chalets	D.	Der	Mangel	 lag	 somit	 nicht	 darin,	 dass	 ein	Wildbach	 das
Chalet	D	unterquerte,	sondern	dass	eine	funktionstüchtige	Regenwasserableitung	fehlte	–	mithin
eine	 nach	 Treu	 und	 Glauben	 vorausgesetzte	 Eigenschaft	 des	 Kaufgegenstandes.[2]	 Damit
bestätigte	 das	 Bundesgericht	 seine	 bisherige	 Rechtsprechung,	 wonach	 verborgene
infrastrukturelle	Defekte	einen	Sachmangel	im	Sinne	von	Art.	197	Abs.	1	OR	darstellen,	wenn	sie
die	gewöhnliche	Gebrauchstauglichkeit	des	Kaufgegenstands	beeinträchtigen.[3]

[20]	Die	Verkäuferin	bestritt	das	Vorliegen	eines	Mangels	mit	dem	Argument,	die	Gemeinde	sei
zur	Instandsetzung	der	Rohrleitleitung	verpflichtet	gewesen.	Folglich	hätten	die	Käuferinnen	nach
Ansicht	der	Verkäuferin	mit	dem	Grundstückserwerb	einen	entsprechenden	Anspruch	gegen	die
Gemeinde	erworben,	der	weiterhin	bestehe.	Das	Bundesgericht	verwarf	diesen	Einwand	und	hielt
fest,	 dass	 eine	 allfällige	Unterhaltspflicht	 der	Gemeinde	nichts	 am	mangelhaften	Zustand	 der	 –
unumstritten	im	Eigentum	der	Käuferinnen	stehenden	–	Regenwassersammelleitung	ändere	(vgl.
Rz.	16).

[21]	Die	Ansicht	des	Bundesgerichts,	wonach	ein	Sachmangel	 im	Sinne	von	Art.	197	Abs.	1	OR
auch	 dann	 vorliegt,	 wenn	 die	 Zuständigkeit	 für	 die	 Beseitigung	 des	 Mangels	 nicht	 beim
Eigentümer	der	Sache	liegt,	überzeugt.	Der	Mangelbegriff	beschäftigt	sich	nämlich	mit	der	Frage,
ob	 die	 Ist-Beschaffenheit	 der	 Sache	 von	 ihrer	 Soll-Beschaffenheit	 abweicht,	 und	 dadurch	 die
Tauglichkeit	 der	 Sache	 zum	 vorausgesetzten	 Gebrauch	 beeinträchtigt	 wird.[4]	 Im	 vorliegenden
Fall	 war	 unbestritten,	 dass	 das	 Regenwasserableitungssystem	 des	 auf	 der	 Parzelle	 Nr.	 xxx
errichteten	 Chalets	 D	 nicht	 funktionstüchtig	 war.	 Diese	 Tatsache	 beeinflusste	 auch	 die
Gebrauchstauglichkeit	 des	 Chalets	 D	 wesentlich.	 Damit	 wich	 die	 Ist-	 von	 der	 rechtlichen	 Soll-
Beschaffenheit	des	Kaufgegenstands	wesentlich	ab	und	es	lag	ein	Sachmangel	vor.

[22]	Unerwähnt	liess	das	Bundesgericht,	dass	die	Frage,	wer	für	die	Sanierung	zuständig	ist	–	und
damit	die	Sanierungskosten	zu	tragen	hat	–	einen	Einfluss	auf	die	Höhe	des	Minderwerts	hat.	Der
Minderwert	 entspricht	 grundsätzlich	 der	 Differenz	 zwischen	 dem	 Kaufpreis	 und	 dem
hypothetischen	Wert	des	Grundstücks	im	Zeitpunkt	des	Gefahrübergangs,	hätte	der	Sachmangel
nicht	 bestanden.[5]	Wären	 die	 Sanierungskosten	 im	 vorliegenden	 Fall	 von	 den	 Käuferinnen	 als
Grundstückseigentümerinnen	 zu	 tragen,	 beliefe	 sich	 der	 Minderwert	 auf	 CHF	 50’000.	 Träfe
hingegen	die	Auffassung	der	Verkäuferin	zu,	wonach	die	Sanierungskosten	durch	die	Gemeinde	zu
tragen	 sind,	 würde	 sich	 der	 massgebliche	 Minderwert	 auf	 jene	 Kosten	 beschränken,	 die	 den
Käuferinnen	im	Zusammenhang	mit	der	Durchsetzung	ihres	Anspruchs	auf	Sanierung	gegenüber
der	Gemeinde	entstehen.	Ob	das	Bundesgerichts	diese	Feststellung	aus	prozessrechtlicher	Sicht
zu	Recht	nicht	thematisierte,	wird	an	dieser	Stelle	offengelassen.

[23]	 Ferner	 hatte	 das	 Bundesgericht	 im	 vorliegenden	 Urteil	 erneut	 über	 die	 Gültigkeit	 einer
vertraglichen	 Freizeichnungsklausel	 zu	 befinden.[6]	 Der	 Fall	 bestätigt,	 dass
Freizeichnungsklauseln	 im	 Zusammenhang	 mit	 Grundstückkaufverträgen	 in	 der	 Praxis	 häufig
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unwirksam	sind,	weil	das	Bundesgericht	rasch	ein	arglistiges	Verschweigen	im	Sinne	von	Art.	199
OR	bejaht.

[24]	 Das	 Bundesgericht	 bejahte	 vorliegend	 eine	 arglistige	 Täuschung	 durch	 die	 Verkäuferin.
Dieses	 Ergebnis	 ist	 korrekt.	 Bei	 der	 Beurteilung,	 ob	 eine	 Täuschungshandlung	 arglistig	 ist,	 sind
sowohl	das	Verhalten	der	 täuschenden	als	auch	 jenes	der	getäuschten	Parteien	zu	würdigen.[7]
Die	 Verkäuferin	 wusste	 aufgrund	 früherer	 Inspektionsberichte	 davon,	 dass	 die
streitgegenständliche	 Rohrleitung	 bereits	 Jahre	 vor	 Vertragsschluss	 erhebliche	 Schäden	 aufwies
und	einer	kurzfristigen	Sanierung	bedurfte	(vgl.	Rz.	7).	Von	der	Existenz	und	der	Mangelhaftigkeit
dieser	 Rohrleitung	 (sowie	 deren	 Doppelfunktion	 als	 Bachdurchfluss	 und	 Regenwassersammler)
erfuhren	 die	 Käuferinnen	 erst	 nach	 aufwändigen	 Abklärungen.	 Den	 Käuferinnen	 war	 es	 mithin
auch	bei	Anwendung	der	gebotenen	Sorgfalt	nicht	möglich,	den	Mangel	oder	seine	Tragweite	zu
erkennen.	Eine	Aufklärungspflicht	der	Verkäuferin	nach	Treu	und	Glauben	war	damit	zu	bejahen,
was	die	Verkäuferin	vor	Bundesgericht	selbst	nicht	bestritt.	Sie	berief	sich	einzig	darauf,	sie	habe
den	 Mangel	 nicht	 absichtlich	 verschwiegen,	 weil	 sie	 von	 einer	 Sanierungspflicht	 der	 Gemeinde
ausgegangen	sei.	Da	die	Verkäuferin	diesen	Einwand	vor	der	Vorinstanz	nicht	vorgebracht	hatte,
befasste	sich	das	Bundesgericht	zu	Recht	nicht	damit.

[25]	Insgesamt	bestätigt	das	referierte	Urteil	die	strenge	bundesgerichtliche	Praxis	zu	Art.	199	OR.
Verkäufer	von	 Immobilien	müssen	bekannte	 technische	oder	bauliche	Mängel	offenlegen,	selbst
wenn	sie	hoffen,	dass	ein	Dritter	–	etwa	eine	Gemeinde	–	für	deren	Behebung	verantwortlich	sein
könnte.	Unterlassen	sie	dies,	läuft	eine	vertraglich	vereinbarte	Freizeichnungsklausel	regelmässig
ins	Leere.

MLaw	ARGYRIOS	LYGEROS,	Substitut,	Walder	Wyss	AG.

Dr.	iur.	DARIO	GALLI,	LL.M.,	Rechtsanwalt,	Walder	Wyss	AG.

Dr.	iur.	MARKUS	VISCHER,	LL.M.,	Rechtsanwalt,	Walder	Wyss	AG.

	

[1]	 Siehe	 zum	 Begriff	 «Freizeichnungsklausel»	 im	 Allgemeinen	 z.B.	 DARIO	 GALLI,	 Die
Haftungsbestimmungen	des	Stauanlagengesetzes	(Art.	13–21	StAG),	Diss.	Freiburg	2021	=	AISUF
Band	418,	Zürich/Basel/Genf	2021,	Rz.	735	 (im	ausservertraglichen	Kontext)	oder	CORINNE	WIDMER

LÜCHINGER,	in:	Corinne	Widmer	Lüchinger/David	Oser	(Hrsg.),	Basler	Kommentar,	Obligationenrecht
I,	8.	Aufl.,	Basel	2026,	Art.	100	OR	N	1	(im	vertraglichen	Kontext);	siehe	zu	Freizeichnungsklauseln
in	 Grundstückkaufverträgen	 im	 Besonderen	 z.B.	 MARKUS	 VISCHER,	 Freizeichnungsklauseln	 in
Grundstückkaufverträgen	 –	Gegenstand	einer	AGB-Kontrolle	 oder	 der	 Selbstverantwortung?,	 SJZ
2012,	S.	177	ff.

[2]	Siehe	zu	dieser	Mangelvariante	im	Allgemeinen	z.B.	MARKUS	VISCHER,	Der	Mangelbegriff	im	Kauf-,
Miet-	 und	 Werkvertragsrecht,	 recht	 2015,	 S.	 1	 ff.,	 S.	 3	 f.	 Für	 ein	 Beispiel	 einer	 fehlenden
vorausgesetzten	Eigenschaft	im	Kaufvertragsrecht	(ein	höherer	Zuckergehalt	der	Orangen)	siehe
Urteil	 des	 Bundesgerichts	 4D_7/2020	 vom	 5.	 August	 2020	 (besprochen	 von	 DARIO	 GALLI/MARKUS

VISCHER,	Zum	Fehlen	einer	vorausgesetzten	Eigenschaft	bei	Orangen,	 in:	dRSK,	publiziert	am	16.
Juni	 2021)	 oder	 im	 Werkvertragsrecht	 (korrosionsbeständigerer	 Stahl	 der	 Biogasanlage)	 siehe
Urteil	 des	Bundesgerichts	4A_361/2022	vom	25.	April	 2023	 (besprochen	von	PASCALE	 BECHER/DARIO

GALLI/MARKUS	 VISCHER,	 Zum	 Fehlen	 einer	 vorausgesetzten	 Eigenschaft	 bei	 einer	 Biogasanlage,	 in:
dRSK,	publiziert	am	14.	Dezember	2023).

[3]	 So	 beispielsweise	 Urteil	 des	 Bundesgerichts	 4A_627/2020	 vom	 24.	 August	 2021	 E.	 5.1
(besprochen	von	 JENNY	 VON	 ARX/DARIO	GALLI/MARKUS	 VISCHER,	Der	Ausschluss	der	Gewährleistung	beim
Immobilienkauf,	in:	dRSK,	publiziert	am	30.	Juni	2022);	Urteil	des	Bundesgerichts	4A_38/2021	vom
3.	Mai	2021	E.	5;	BGE	66	II	132	E.	5	S.	136	ff.;	BGE	42	II	494	E.	3b	S.	499	f.

[4]	Statt	vieler:	CORINNE	ZELLWEGER-GUTKNECHT,	in:	Corinne	Widmer	Lüchinger/David	Oser	(Hrsg.),	Basler
Kommentar,	Obligationenrecht	I,	8.	Aufl.,	Basel	2026,	Art.	197	OR	N	20.

[5]	Zur	Massgeblichkeit	des	Zeitpunkts	des	Gefahrübergangs	siehe	BGE	117	II	550	E.	4b	S.	552;
zur	 generellen	 Vermutung,	 dass	 der	 Kaufpreis	 und	 der	 objektive	 Ist-Wert	 des	 Grundstücks
identisch	sind,	siehe	BGE	111	II	162	E.	3b	S.	163	f.;	BSK	OR	I-ZELLWEGER-GUTKNECHT	(Nr.	4),	Art.	205
OR	N	9.
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[6]	So	beispielsweise	Urteil	 des	Bundesgerichts	4A_461/2024	vom	16.	 Januar	2025	 (besprochen
von	RAHEL	STEINER/DARIO	GALLI/MARKUS	VISCHER,	Arglistige	Täuschung	über	eine	erodierende	Felswand,	in:
dRSK,	publiziert	am	31.	Oktober	2025);	Urteil	des	Bundesgerichts	4A_344/2023	vom	7.	September
2023;	 Urteil	 des	 Bundesgerichts	 4A_627/2020	 vom	 24.	 August	 2021	 (besprochen	 von	 VON

ARX/GALLI/VISCHER	 [Nr.	 3],	passim);	 Urteil	 des	 Bundesgerichts	 4A_38/2021	 vom	3.	Mai	 2021;	 Urteil
des	Bundesgerichts	4A_444/2017	vom	12.	April	2018;	Urteil	des	Bundesgerichts	4A_11/2015	vom
25.	Juni	2015	(besprochen	von	DARIO	GALLI/MARKUS	VISCHER,	Zulässigkeit	von	Freizeichnungsklauseln	in
Grundstückkaufverträgen,	in:	dRSK,	publiziert	am	30.	September	2015);	Urteil	des	Bundesgerichts
4A_619/2013	 vom	 20.	 Mai	 2014	 (besprochen	 von	 ELENA	 KOCH/MARKUS	 VISCHER,	 Die	 «falsche»	 Zone
beim	Grundstückskauf,	in:	dRSK,	publiziert	am	17.	Oktober	2014).

[7]	So	beispielsweise	Urteil	 des	Bundesgerichts	4A_461/2024	vom	16.	 Januar	2025	 (besprochen
von	STEINER/GALLI/VISCHER	[Nr.	6],	Rz.	16);	Urteil	des	Bundesgerichts	5A_71/2022	vom	14.	September
2022	(besprochen	von	DEBORAH	KADERLI/DARIO	GALLI/MARKUS	VISCHER,	Die	Nähe	des	Vertragspartners	als
Kriterium	der	Opfermitverantwortung?,	in:	dRSK,	publiziert	am	19.	Mai	2023,	Rz.	12).

Zitiervorschlag:	 Argyrios	 Lygeros	 /	 Dario	 Galli	 /	 Markus	 Vischer,	 Mangelhaftes
Regenwasserableitungssystem	 trotz	 Sanierungszuständigkeit	 des	 Gemeinwesens,	 in:	 dRSK,
publiziert	am	15.	Juni	2026
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